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Fabian Renz

Rund 224Millionen Franken pro
Jahr lässt sich derSchweizerStaat
das heimische Kulturschaffen
kosten.Welche Filme,Ausstellun-
gen und Konzerte von diesem
Geld am Ende profitieren, das
wird zu einemwesentlichen Teil
im Bundesamt für Kultur (BAK)
vorgespurt. DasAmt übt eine be-
achtliche finanzielleMacht aus –
doch es lässt dabei zu wenig
Sorgfaltwalten.Das zeigt ein Be-
richt der Eidgenössischen Fi-
nanzkontrolle (EFK).

Die Finanzaufsicht über die
Subventionsempfänger sei «ge-
nerell ungenügend». Zu diesem
Schluss kommt die EFK, nach-
dem sie mehrere Subventionen
in Höhe von insgesamt 8 Millio-
nen Franken exemplarisch unter-
sucht hat.

— Verein Memoriav: Gut 3 Mil-
lionen Franken richtete derBund
im untersuchten Jahr (2016) an
den Verein Memoriav aus, der
damit Projekte zum Erhalt von
Schweizer Filmen, Fotos und
Tonaufnahmen finanziert. Und
dabei agiert er offenbar mit ma-
ximaler Grosszügigkeit. Im Me-
moriav-Reglement ist nämlich
festgehalten, dass die Projekte zu
«mindestens 50 Prozent» vom
Gesuchsteller oder durch Dritte
finanziert seinmüssen –was die
Gesuchsteller wiederum moti-
viert, bei Memoriav stets 50 Pro-
zent abzuholen. «Die stillschwei-
gende Praxis, für Projektkosten
systematisch den zulässigen
Höchstbetrag zu sprechen,müss-
te korrigiert werden», hält die
EFK fest. Überhaupt sei besser
darauf zu achten, dass Memo-
riav sein Budget einhalte.
— Leseförderung: Harsche Kri-
tik übt die EFK an den Subven-
tionen,die an das Schweizerische

Institut für Kinder- und Jugend-
medien gingen. Das Institut sei
übermehrere Jahre so klammge-
wesen, dass das BAK dessen fi-
nanzielle Situation besser hätte
prüfen müssen. Die Zahlungen
seien teilweise unter gesetzes-
widrigenModalitäten erfolgt. Bei
den BAK-Geldern fürdie Stiftung
Bibliomedia wiederum (die sich
für die Förderung von Bibliothe-
ken einsetzt) verortet die EFK

eine indirekte Subventionierung
derKantone.Diesewürden nicht
vollumfänglich für die bezoge-
nen Leistungen bezahlen. Ganz
allgemein arbeiteten Bibliome-
dia und das Jugendmedieninsti-
tut nicht so wirtschaftlich wie
möglich.
— «Bundesmillion»: Seit Jahren
erhält die Stadt Bern eine runde
Million Franken anKulturgeldern
– ein Spezialfall, politisch be-

gründet mit der speziellen Situ-
ation als Sitz der Bundesver-
sammlung und des Bundesrats.
Für die EFK ist diese Subvention
wirtschaftlich nicht zu rechtfer-
tigen: Die «Bundesmillion» sei
abzuschaffen oder zumindest in
einen A-fonds-perdu-Beitrag
umzuwandeln.Die EFKstützt da-
mit den Kurs des Bundesrates,
der die Berner Million ebenfalls
gerne streichenwürde.Vehemen-

tes Lobbying hat ihn allerdings
bereits einmal davon abgehalten.

Das Bundesamt für Kultur
äussert sich verhalten zu denKri-
tikpunkten der EFK. Von weni-
gen Ausnahmen abgesehen,
stimmt es den Empfehlungen
meist im Grundsatz zu – häufig
versehen um den Zusatz, dass
Reformen ohnehin eingeleitet
seien undman sich auf dem rich-
tigenWeg sehe.

Es fehlt an Sorgfalt bei der Vergabe
von Geldern imKulturbereich
Subventionen Ein neuer Bericht übt scharfe Kritik an der gängigen Praxis des Bundesamts für Kultur.

Erhalt von alten Filmen: Eine Aufnahme aus dem Archiv der Schweizer Filmwochenschau aus dem Jahr 1981. Foto: Keystone

Finanzen Der Bund rechnet auch
dieses Jahrmit einemMilliarden-
Überschuss. Gemäss der ersten
Hochrechnung dürften Ende Jahr
2,8 Milliarden Franken in der
Bundeskasse bleiben.Budgetiert
waren 1,2Milliarden.Die Einnah-
men dürften um 0,7 Milliarden
höher liegen als budgetiert. Al-
lein die Einnahmen aus der di-
rekten Bundessteuer dürften
0,6 Milliarden über Budget lie-
gen.ZumÜberschuss tragen auch
tiefere Ausgaben bei. Zahlreiche
Bundesstellen dürften ihre Bud-
gets nicht voll ausschöpfen. Die
grösstenKreditreste ergeben sich
voraussichtlich bei der Sozialhil-
fe für Asylsuchende (61 Millio-
nen), der individuellen Prämien-
verbilligung (61 Millionen) und
der Rüstung (60 Millionen). Ins-
gesamt werden die Kreditreste
auf 1,5Milliarden geschätzt. (sda)

Bund rechnet
mit 2,8 Milliarden
Überschuss

Freiwillige E-Vignette
ab dem Jahr 2022
Verkehr Statt einerAutobahnvig-
nette zumAufkleben sollen Fahr-
zeuglenkerkünftig freiwillig eine
elektronische Vignette kaufen
können. Der Bundesrat hat dem
Parlament eine entsprechende
Gesetzesänderungvorgelegt.Wer
sich für die E-Vignette entschei-
det,muss das Kontrollschild sei-
nes Fahrzeugs über eine Inter-
netapplikation registrieren. Der
Preis bleibt bei 40 Franken. Der
Bundesratmöchte die freiwillige
E-Vignette 2022 einführen. (sda)

Härtere Strafen
für illegalen Handel
Umwelt Der illegale Handel mit
geschützten Tier- und Pflanzen-
arten soll härter bestraftwerden.
DerBundesrat hat eine Gesetzes-
änderung in dieVernehmlassung
geschickt. Schwere Fälle von ille-
galem Handel mit geschützten
Tieren und Pflanzen sollen künf-
tig als Verbrechen gelten. (sda)

Weniger Vorgaben
fürWasserkraftwerke
Energie Wasserkraftbetreiber sol-
len künftig bei Konzessionser-
neuerungen weniger Umwelt-
massnahmen ergreifen müssen
als bisher. Der Bundesrat unter-
stützt eineGesetzesänderung,die
die Umweltkommission des Na-
tionalrats erarbeitet hat. (sda)

Gegen Senkung
der Kinderrenten
IV Die Sozialkommission des
Ständerats will die Renten der
Kindervon IV-Rentnerinnen und
-Rentnern nicht senken. Der
Nationalrat hatte beschlossen,
Kinderrenten von 40 auf 30 Pro-
zent der IV-Rente von Mutter
oder Vater zu senken. (sda)

SP ermittelt Thema für
Gleichstellungsinitiative
Parteien Die SPwill ein Anliegen
der Frauenstreik-Bewegung in
eine Initiative einfliessen lassen.
Welche Forderung dies sein soll,
wird nun perOnlineabstimmung
auf www.gleichstellung-jetzt.ch
ermittelt. Zur Auswahl stehen
Forderungen zu Lohngleichheit,
familienergänzender Kinderbe-
treuung,AnerkennungvonCare-
Arbeit, einer 35-Stunden-Woche,
Hilfe für Gewaltopfer und einer
Elternzeit. (sda)

Nachrichten

Herr Stojanovic, Bund, Kantone
und Gemeinden informieren
vorUrnengängen umfassend
überAbstimmungsvorlagen.
Nun kommt Ihr Pilotprojekt:
Ein Bürgerkomitee soll dem
Stimmvolk vorAbstimmungen
dieVorlagen näherbringen.
Weshalb?
Das Abstimmungsbüchlein ist
wichtig.Aber ebensowichtig er-
scheint mir, dass Bürgerinnen
und Bürger in ihrer eigenen
Sprache aufarbeiten, worum es
beiAbstimmungen geht.Das Ziel
ist, die direkte Demokratie zu
stärken, dasVerständnis für poli-
tischeVorlagen zu fördern,mehr
Leute zu erreichen und letztlich
die Beteiligung an Abstimmun-
gen zu erhöhen. Heute stimmen
imDurchschnitt nur etwa 45 Pro-
zent der Berechtigten ab.

In Sittenwird nun vor der
nationalenAbstimmung vom
9. Februar ein sogenannter
Bürgerbrief verschickt.
Worum geht es?
Es geht darum, dass wir 2000
Stimmberechtigte mit einem
anonymisierten, elektronischen

Losverfahren auswählen und ih-
nen vorschlagen, an zwei Wo-
chenenden in einer Art Bürger-
komitee mitzuarbeiten. Interes-
sierte müssen Angaben zu Alter,
Geschlecht, Bildungsgrad und
politischerAusrichtungmachen.
Wir gehen davon aus, dass sich
200 Leute zurVerfügung stellen.
Von diesen werden wir 20 aus-
wählen, per Losverfahren und
unter Berücksichtigung be-
stimmter Merkmale, die garan-
tieren, dass das Komitee die Ge-
sellschaft optimal abbildet. Die
Ausgewählten bekommen je
500 Franken Entschädigung.

WelcheAufgaben geben
Sie diesen Leuten?
Sie sollen eine dernationalenAb-
stimmungsvorlagen analysieren
und in eigenen Worten, also in
einfacher, prägnanter Sprache,
zusammenfassen, worum es
geht. Dann geht es darum, Pro-
und Contra-Argumente zusam-
menzutragen. Sie werden dafür
Experten, aber auchVertreter der
Pro- und Contra-Seite intervie-
wen.AmEnde stimmt das Komi-
tee selbst über die Vorlage ab.

Seine Zusammenfassung, die
wichtigsten Argumente und das
Ergebnis der internen Abstim-
mung werden auf einer A4-Sei-
te zusammengetragen und den
Stimmbürgern in Sitten zuge-
schickt. Sie erhalten den Bericht
zur gleichen Zeit, aber nicht im
Couvert mit den amtlichen Ab-
stimmungsunterlagen, weil das
Gesetz einen solchen Versand
nicht vorsieht.

Ist eineA4-Seite nicht zuwenig?
Die Kunst liegt in der Synthese,
sich auf das Essenzielle zu fokus-
sieren. Noch wissen wir nicht,
welche Vorlagen am 9.Februar
zur Abstimmung kommen. Das
gibt der Bundesrat erst Anfang
Oktober bekannt. Möglich ist,
dasswir über die Konzernverant-
wortungsinitiative oder den
Vaterschaftsurlaub abstimmen.

Daswäre spannend. Ich bin über-
zeugt: Egal, was die Vorlage ist,
eine Synthese hat immer auf
einer A4-Seite Platz.

Anwen richten sich die
Bürgerbriefe? An Zögernde?
An Politikverdrossene?
Sie sind ein Mehrwert für alle.
Vielen Bürgern ist die Politik zu
komplex. Die vielen Informatio-
nen vor Abstimmungen schre-
cken ab. Diese Leute versuchen
wir genauso zu erreichen wie
jene, die in die Behörden und den
Staat wenig Vertrauen haben.

Wie stellen Sie sicher, dass die
Mitglieder im Bürgerkomitee
nicht von Parteien oder
Verbänden angegangen und
beeinflusstwerden?
Das lässt sich nicht verhindern.
Aber der Auswahlprozess ist ja
anonymisiert. Sind die Bürger
einmal ausgewählt, sagen wir
ihnen, dass sie sich nicht beein-
flussen lassen sollen. Im
US-Bundesstaat Oregon hat das
Konzept funktioniert. Dort lief es
unter demLabel «HealthyDemo-
cracy». Jemand aus dem dorti-

gen Team wird unsere Arbeit in
Sitten begleiten.

Warumhaben Sie Sitten
ausgewählt?
Es gibt verschiedene Gründe.Wir
suchten nach einer Gemeinde
mit ungefähr 30000 Bürgern so-
wie einempolitischen Profil und
einer Bevölkerungsstruktur, die
dem Schweizer Durchschnitt
entspricht. So fandenwir Sitten.

Planen Sie, Ihr Projekt auf
andere Gemeinden oder
Kantone auszudehnen?
Sitten ist ein Pilotprojekt und da-
mit eine Art Experiment. Wir
werden danach die Auswirkun-
gen wissenschaftlich untersu-
chen. Es wäre natürlich wün-
schenswert, dass sich andere Ge-
meinden oder sogar Kantone für
unser Projekt interessieren. In
Oregon wurden die Bürgerbrie-
fe sogar ins Gesetz aufgenom-
men.Die Schweiz ist ein anderer
Kontext. Aber wir sind zuver-
sichtlich, dass wir hier erfolg-
reich sein können.

Philippe Reichen

«Vielen Bürgern ist die Politik zu komplex»
Demokratie Politologe Nenad Stojanovic lanciert in Sitten ein Pilotprojekt, um die direkte Demokratie zu stärken.

Nenad Stojanovic
Der 43-jährige
Politologe ist im Tessin
aufgewachsen. Er hat in
Genf derzeit eine
SNF-Förderprofessur.


